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CONSIGLIO REGIONALE DEL TRENTINO - ALTO ADIGE 

REGIONALRAT TRENTINO – SÜDTIROL 
AUTONOME REGION TRENTINO-SÜDTIROL 

Der Regionalassessor für örtliche Körperschaften 

          Prot. Nr. 248 RegRat 

           vom 25.01.2018   

Herrn Regionalratsabgeordneten  

Filippo Degasperi 

5 Sterne Bewegung 

 

Filippo.degasperi@gmail.com 

 

u. z. K.:  

Herrn  

Dr. Thomas WIDMANN 

Präsident des Regionalrates 

 

Herrn 

Dr. Arno KOMPATSCHER 

Präsident der Region Trentino-Südtirol 

 

 

Betrifft:  Antwort auf die Anfrage Nr. 287/XV  

 

 

Mit Bezug auf die oben genannte Anfrage, weise ich hinsichtlich der aufgeworfenen Fragen auf Folgendes 

hin: 

 

Das Zugangs- und Informationsrecht der Gemeinderatsmitglieder zu den Akten der Gemeinde werden auf 

gesamtstaatlicher Ebene von Art. 43 Abs. 2 des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 267 vom 18. August 2000 

geregelt, der jedem Mitglied des Gemeinderates (politisches Kontroll- und Weisungsorgan) das Recht 

zuerkennt, von den Ämtern der Gemeinde sowie von deren Gemeindebetrieben und abhängigen 

Körperschaften alle in ihrem Besitz befindlichen Informationen, die ihnen zur Ausübung des Mandats 

dienlich sind, zu erhalten. 

 

In Rahmen der regionalen Bestimmungen sieht der Einheitstext der Regionalgesetze über die Ordnung der 

Gemeinden der Autonomen Region Trentino-Südtirol (DPReg. Nr. 3/L vom 1. Februar 2005 in geltender 

Fassung bei Art. 13 Abs. 1 unter dem Titel „Rechte der Gemeinderatsmitglieder“ ausdrücklich vor, dass „für 

die tatsächliche Ausübung ihrer Befugnisse die Gemeinderatsmitglieder Anspruch darauf haben, in die 

Abschriften der von der Gemeinde sowie von  den  Gemeindebetrieben  und abhängigen Körperschaften 

getroffenen Maßnahmen und der in diesen erwähnten Vorbereitungsakte Einsicht zu nehmen bzw. eine Kopie 

davon zu erhalten, sowie alle Verwaltungsakten im Sinne des Art. 22 des Gesetzes vom 7. August 1990, Nr. 

241 zu erhalten und sämtliche verfügbaren Auskünfte und Informationen zu bekommen, die ihnen zur 

Ausübung ihres Mandates dienlich sind.“ 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Recht auf Zugang zu den Verwaltungsakten mit Art. 22 und folgende 

des Gesetzes Nr. 241 vom 7. August 1990 allen interessierten Rechtssubjekten zum Schutz rechtlich 

relevanter Situationen zuerkannt wird, einschließlich des Zugangs zu Akten, die von verwaltungsexternen 

Personen stammen, wenn dies im Rahmen der öffentlichen Interessen, die von der Verwaltung verfolgt 

werden, erfolgt. 
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1.-2. Es sei daran erinnert, dass das Verfassungsgesetz Nr. 3 vom 18. Oktober 2001 einige Änderungen am 

V. Titel  II. Teil der Verfassung eingeführt hat, die zur gänzlichen Anwendung des Art. 5 der Verfassung 

geführt haben, welcher die örtlichen Selbstverwaltungen anerkennt und fördert. Art. 114 derselben hat für die 

Lokalkörperschaften den Grundsatz der Gleichheit der Würde festgeschrieben und besagt, dass „Gemeinden, 

Provinzen, Großstädte mit besonderem Status, Regionen und Staat die Republik bilden“. Die Gemeinden 

sind an ersten Stelle gesetzt worden - was den vorher bestehenden Aufbau total auf den Kopf gestellt hat -, 

gerade um deren Bürgernähe zu unterstreichen. Die Gemeinde stellt somit den wichtigsten Verantwortlichen 

der Verwaltungsaufgaben dar, und nicht weil sie vom Staat oder von anderen übergeordneten Körperschaften 

dazu delegiert worden wäre.  

 

Mit der Reform von 2001 wurden der Gemeinde weitere Verwaltungsaufgaben auf der Grundlage des 

Subsidiaritätsprinzips laut Art. 118 der Verfassung zuerkannt, der vorsieht, dass „die Verwaltungsbefugnisse 

den Gemeinden zuerkannt sind, unbeschadet der Fälle, in denen sie den Provinzen, Großstädten mit 

besonderem Status, Regionen und dem Staat zugewiesen werden, um deren einheitliche Ausübung auf der 

Grundlage der Prinzipien der Subsidiarität, der Differenzierung und der Angemessenheit zu gewährleisten“, 

da sie bürgernäher als jede andere Einrichtung sind und die Interessen der Bürger am besten verfolgen 

können. Die Gemeinde hat heute eine wichtigere Stellung als in der Vergangenheit  und nimmt auch in der 

Verfassung eine weit größere Bedeutung ein.  Diese Stellung wirkt sich durch die neue Formulierung von 

Art. 118 auch direkt auf die Verwaltungsbefugnisse aus, die ihr zuerkannt oder übertragen wurden. 

 

Immer mit der besagten Verwaltungsreform wurden die Art. 125 und 130, die die externen Kontrollen über 

die Regionen und Lokalkörperschaften (autonome Körperschaften) vorsahen, abgeschafft, um eine 

reibungslose Verwaltungstätigkeit innerhalb einer modernen und effizienten Verwaltung zu ermöglichen.  

 

Die Gemeinde ist die Lokalkörperschaft par excellance, so wie in den regionalen Bestimmungen – Art. 1 

Abs. 2 des vorgenannten Einheitstextes – bekräftigt, wonach die Gemeinde „als autonome  Körperschaft die 

örtliche Gemeinschaft vertritt, deren Interessen wahrnimmt und ihre Entwicklung fördert und gemäß den  

Leitsätzen der Verfassung Satzungs-, Ordnungs-, Organisations- und Verwaltungsbefugnis hat.“. 

 

In Anbetracht der oben angeführten Erwägungen steht es der Regionalregierung nicht zu, auf administrativer 

Ebene die Gemeinden aufzufordern, besondere Modalitäten im Bereich des Zugangs der 

Gemeinderatsmitglieder zu den Verwaltungsakten anzuwenden. 

 

3. Die Region verfügt nicht über diese Daten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

- Dr. Josef Noggler – 

(digital unterzeichnet) 

 

 


